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Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung

für die Laufbahn des zweiten Einstiegsamtes 
der Laufbahngruppe 2 

in der Umweltverwaltung, 
Fachrichtung Umwelttechnik 

des Landes Nordrhein-Westfalen
(Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

Umwelt 2.2 – VAP U 2.2)
Vom 3. September 2018

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), verord-
net das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium des Innern und dem Ministerium der Finan-
zen:
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Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Geltungsbereich und Einstellungsvoraussetzungen

(1) Diese Ausbildungs- und Prüfungsordnung regelt die 
Einstellung, Ausbildung und Prüfung der Bewerberinnen 
und Bewerber für die Laufbahn des zweiten Einstiegs-
amtes der Laufbahngruppe 2 in der Umweltverwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Fachrichtung Umwelt-
technik.

(2) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, 
wer 

1.   die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ernennung 
zur Beamtin oder zum Beamten erfüllt,

2.   nach seinen charakterlichen, geistigen und körper-
lichen Anlagen für die Laufbahn geeignet erscheint; 
dabei darf von schwerbehinderten und ihnen gleich-
gestellten behinderten Menschen nur das für die 
Laufbahn erforderliche Mindestmaß an körperlicher 
Eignung verlangt werden,

3.   ein geeignetes wissenschaftliches konsekutives Stu-
dium 

 a)   mit einem Diplom- oder Masterabschluss an einer 
wissenschaftlichen Hochschule oder Universität,

 b)   mit einem akkreditierten Masterabschluss an einer 
Fachhochschule oder 

 c)   mit einer nachweislich gleichwertigen, auch aus-
ländischen Hochschulprüfung abgeschlossen hat 
und

4.   am Tag der Berufung in das Beamtenverhältnis auf 
Widerruf, die für die Einstellung in das Beamtenver-
hältnis auf Probe, die in § 14 Absatz 3 und 6 des Lan-
desbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S.  310, ber. S.  642), das zuletzt durch Artikel 1 des 
 Gesetzes vom 19. September 2017 (GV. NRW. S.  764) 
geändert worden ist, festgelegten Altersgrenzen um 
mindestens zwei Jahre unterschreitet. § 14 Absatz 5, 7, 
10 und 11 des Landesbeamtengesetzes gilt entspre-
chend.

(3) Für das Umweltreferendariat sind folgende Studien-
gänge geeignet: Bauingenieurwesen, Biochemie, Chemie/
Chemietechnik, Energietechnik, Geoökologie/Hydrogeo-
logie, Maschinenbau, Physik, Umwelttechnik, Verfah-
renstechnik und Wasserwirtschaft/Wasserbau. Das für 
Umwelt zuständige Ministerium (Ministerium) kann 
weitere geeignete Studiengänge anerkennen und ent-
scheidet im Einvernehmen mit den Ausbildungsbehörden 
(§ 7) darüber, welche Studiengänge zum jeweiligen Ein-
stellungstermin zugelassen werden. Diese Studiengänge 
werden im Rahmen der vorzunehmenden Ausschreibung 
rechtzeitig vor dem Einstellungstermin bekannt gegeben.

§ 2 
Bewerbung

(1) Bewerbungen um die Einstellung in den Vorberei-
tungsdienst sind beim Ministerium einzureichen.

(2) Der Bewerbung sind beizufügen: 

1.  ein Lebenslauf,

2.   eine Kopie des Zeugnisses über den Nachweis der 
Hochschulreife, 

3.   Kopien der Prüfungszeugnisse des nach § 1 Absatz 2 
vorgeschriebenen Studiums sowie gegebenenfalls 
über Zusatz- oder andere Prüfungen,

4.   Kopien der Urkunden über die Verleihung akademi-
scher Grade,

5.   Kopien der Nachweise über etwaige berufl iche Tätig-
keiten.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 22 vom 13. September 2018 513

§ 3 
Einstellung

(1) Über die Einstellung entscheidet das Ministerium 
nach einem geeigneten Auswahlverfahren.

(2) Vor der Einstellung sind der Einstellungsbehörde auf 
Anforderung vorzulegen:

1.   beglaubigte Kopien der Personenstandsurkunden 
(Geburtsurkunde oder Geburtsschein, gegebenenfalls 
Heiratsurkunde oder Lebenspartnerschaftsurkunde, 
Geburtsurkunden oder Geburtsscheine der Kinder),

2.   Originale oder beglaubigte Kopien der in § 2 Absatz 2 
genannten Zeugnisse und Urkunden,

3.   ein amtliches Zeugnis der unteren Gesundheitsbe-
hörde des Hauptwohnsitzes, das auch über Seh- und 
Farbunterscheidungs- und Hörvermögen Auskunft 
gibt und nicht älter als drei Monate ist,

4.   ein aktueller Auszug aus dem Bundeszentralregister 
der Belegart 0, beziehungsweise bei europäischen 
Staatsbürgerinnen oder Staatsbürgern ein europäi-
sches Führungszeugnis gemäß § 30b des Bundeszent-
ralregistergesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 
I S. 195), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl.  I S.  2732) geändert worden ist, 
der zuständigen Meldebehörde,

5.  zwei Passbilder aus neuester Zeit,

6.   eine persönliche schriftliche Erklärung, ob gerichtli-
che Vorstrafen vorliegen oder ein gerichtliches Straf-
verfahren oder ein Ermittlungsverfahren der Staats-
anwaltschaft anhängig ist,

7.   eine persönliche schriftliche Erklärung, ob geordnete 
wirtschaftliche Verhältnisse vorliegen und 

8.   gegebenenfalls einen Nachweis darüber, dass die Be-
werberin oder der Bewerber eine der gemäß §  7 des 
Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl.  I 
S. 1010), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. Juni 2017 (BGBl. I S. 1570) geändert worden ist, ge-
forderten Staatsangehörigkeiten besitzt.

(3) Aus der Einstellung in den Vorbereitungsdienst kann 
kein Anspruch auf eine spätere Verwendung im öffentli-
chen Dienst hergeleitet werden.

§ 4
Ernennung, Beendigung des Beamtenverhältnisses, 

 vorzeitige Entlassung

(1) Die Einstellung erfolgt unter Berufung in das Beam-
tenverhältnis auf Widerruf und Ernennung zur Umwelt-
referendarin oder zum Umweltreferendar.

(2) Das Beamtenverhältnis endet mit Ablauf des Tages, 
an dem die Laufbahnprüfung (Staatsexamen) bestanden 
wird oder an dem das Nichtbestehen der Wiederholungs-
prüfung bekannt gegeben wird.

(3) Die Einstellungsbehörde kann eine Beamtin auf Wi-
derruf oder einen Beamten auf Widerruf aus dem Vorbe-
reitungsdienst entlassen, wenn 

a)   sie oder er die charakterlichen, geistigen oder körper-
lichen Anforderungen nicht erfüllt oder ein anderer 
wichtiger Grund vorliegt oder

b)   zu erkennen ist, dass sie oder er das Ziel der Ausbil-
dung nicht erreichen wird oder

c)   sie oder er es schuldhaft versäumt, die Zulassung zum 
Staatsexamen (§  15) oder die Zulassung zur Wieder-
holungsprüfung (§ 24) zu beantragen.

§ 5
Zweck und Ziel des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst erfolgt als technisches Refe-
rendariat in der Fachrichtung Umwelttechnik. Zweck 
und Ziel des technischen Referendariats ist es, Hoch-
schulabsolventinnen und Hochschulabsolventen als 
 Führungskräfte zu qualifi zieren und sie auf Leitungs-
funktionen in der öffentlichen Verwaltung praxisgerecht 
vorzubereiten. Dabei sollen verantwortungsbewusste 

Persönlichkeiten für leitende Tätigkeiten und für das 
Management in technischen Bereichen der öffentlichen 
Verwaltung herangebildet werden, die über grundle-
gende soziale, ökologische und ökonomische Kenntnisse 
verfügen.

(2) Die Ausbildung soll sich darauf erstrecken, in prakti-
scher Anwendung und aufbauend auf dem während des 
Studiums erworbenen Fachwissen sowie sonstigen Fä-
higkeiten, umfassende Kenntnisse im Management, für 
Führungsaufgaben, im öffentlichen Recht, dabei insbe-
sondere gründliche theoretische und praktische Kennt-
nisse über Aufbau, Aufgaben und Arbeitsweisen der Um-
weltverwaltung sowie im Privatrecht zu vermitteln und 
für die Laufbahn zu befähigen. Dabei sind Verantwor-
tungsbereitschaft und Initiative zu wecken und zu för-
dern. Staatspolitische, wirtschaftliche, kulturelle und so-
ziale Belange sind zu berücksichtigen.

Teil 2
Ausbildung

§ 6 
Dauer des technischen Referendariats

(1) Das technische Referendariat dauert inklusive Prü-
fungszeiten zwei Jahre. Es umfasst die Ausbildung und 
das Staatsexamen. Die Ausbildung erfolgt in Vollzeit. 
§  64 Absatz  2 Satz  1 des Landesbeamtengesetzes wird 
nicht angewendet.

(2) Für die Ausbildung förderliche Tätigkeiten können 
bis zu sechs Monaten auf den Vorbereitungsdienst ange-
rechnet werden. Förderlich sind nur solche Tätigkeiten, 
die geeignet sind, die Ausbildung in einzelnen Abschnit-
ten ganz oder teilweise zu ersetzen. Über die Anrech-
nung entscheidet die Einstellungsbehörde im Benehmen 
mit der Ausbildungsbehörde (§ 7) und mit der Direktorin 
oder dem Direktor des Oberprüfungsamtes. Ein entspre-
chender Antrag der Referendarin oder des Referendars 
ist spätestens zwei Monate nach Beginn des Referendari-
ats vorzulegen.

(3) Die Ausbildung kann, falls die Zulassung zur Prüfung 
abgelehnt wird (§  15 Absatz  4) oder wenn aus anderen 
Gründen das Ziel der Ausbildung noch nicht erreicht ist, 
durch die Einstellungsbehörde verlängert werden. Das 
Referendariat ist auf Vorschlag des Prüfungsausschusses 
im Fall des § 24 Absatz 4 zu verlängern. Die Verlängerung 
darf insgesamt ein Jahr nicht überschreiten.

(4) Bei Sonderurlaub, Dienstunfähigkeit, Beschäfti-
gungsverboten nach der Verordnung über den Mutter-
schutz für Beamtinnen, Elternzeit und bei sonstigen Zei-
ten einer Nichtbeschäftigung von mehr als einem Monat 
jährlich, mit Ausnahme des Erholungsurlaubs, kann die 
Ausbildung angemessen verlängert werden. Hierüber 
entscheidet die Ausbildungsbehörde und setzt das Minis-
terium hierüber in Kenntnis.

§ 7 
Ausbildungsbehörde, Ausbildungsstellen, 

 Ausbildungsleitung, 
Überwachung der Ausbildung

(1) Ausbildungsbehörden sind die Bezirksregierungen. 
Ausbildungsstellen sind neben den Bezirksregierungen 
das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz und weitere Wahlstationen. Die Einstellungsbe-
hörde bestimmt die Bezirksregierung, der die Referenda-
rin oder der Referendar zur Ausbildung zugewiesen 
wird. Diese ist zugleich Stammdienststelle. Wünsche 
nach Zuweisung an eine bestimmte Ausbildungsbehörde 
sollen nach Möglichkeit berücksichtigt werden, soweit 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen.

(2) Die Leitung der Ausbildungsbehörde bestimmt im 
Einvernehmen mit dem Ministerium eine geeignete Per-
son mit der Laufbahnbefähigung für das zweite Ein-
stiegsamt der Laufbahngruppe 2 in der Umweltverwal-
tung zur Ausbildungsleiterin oder zum Ausbildungsleiter 
(Ausbildungsleitung). Diese überwacht die Einhaltung 
des Ausbildungsplans, organisiert erforderlichenfalls 
Ausbildungsveranstaltungen und betreut die Referenda-
rinnen und Referendare während der gesamten Ausbil-
dung.
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§ 8 
Gliederung und Inhalt der Ausbildung

(1) Das technische Referendariat gliedert sich in Ausbil-
dungsabschnitte, deren Anzahl, Dauer und Inhalt im Aus-
bildungsrahmenplan (Anlage 1) geregelt sind. Vorzugs-
weise sind Ausbildungsstationen in längere Ausbildungs-
abschnitte zu bündeln, um die notwendige exemplarische 
Ausbildungstiefe zu erreichen. Dabei soll selbstverant-
wortliches Handeln ein entsprechendes Gewicht erhalten. 
Priorität hat die Kompetenzvermittlung von methodi-
schen Fähigkeiten im ganzheitlichen Arbeitsprozess.

(2) Die Ausbildungsbehörde stellt für jede Referendarin 
und jeden Referendar einen Ausbildungsplan auf. Wün-
sche der Referendarin oder des Referendars können be-
rücksichtigt werden. Die Ausbildungsbehörde ist dafür 
verantwortlich, dass der Ausbildungsplan eingehalten 
wird. Abweichungen sind nur in begründeten Fällen zu-
lässig.

(3) Die Ausbildung soll durch Lehrgänge, Seminare, 
Planspiele, e-Learning, Blended-Learning, Arbeitsge-
meinschaften und Übungen in freier Rede sowie durch 
Exkursionen vertieft werden. Es ist Gelegenheit zur Teil-
nahme an Terminen, Verhandlungen, Sitzungen und der-
gleichen zu geben.

(4) Die Referendarin oder der Referendar hat an der Ar-
beitsgemeinschaft, die beim Ministerium eingerichtet ist, 
teilzunehmen.

(5) Gegenstand der Arbeitsgemeinschaft ist es, die Refe-
rendarinnen oder die Referendare vor allem mit der Ar-
beitsweise in der Umweltverwaltung, insbesondere mit 
Organisation, Aufbau und Aufgaben einer obersten Lan-
desbehörde vertraut zu machen und sie anzuleiten. Es 
sollen Kenntnisse vertieft und Anregungen für das 
Selbststudium sowie Gelegenheit zum freien Vortrag ge-
geben werden.

(6) Insgesamt ergeben sich für das zweijährige techni-
sche Referendariat entsprechend dem Ausbildungsrah-
menplan (Anlage 1) 

–  in der Regel 68 Wochen für die Ausbildungsabschnitte 
I bis IV,

–  in der Regel 24 Wochen für den Ausbildungsabschnitt 
V sowie 

–  12 Wochen Erholungsurlaub,

zusammen 104 Wochen.

§ 9 
Ausbildungsnachweis

Die Referendarin oder der Referendar hat vom Beginn 
des Referendariats an einen Ausbildungsnachweis zu 
führen und darin eine Übersicht über die wesentlichen 
Tätigkeiten der erfolgten Ausbildung zu geben. Der 
Nachweis ist vierteljährlich der Ausbildungsleitung zur 
Prüfung vorzulegen.

§ 10
Beurteilung während der Ausbildung

(1) Jede Ausbildungsstelle beurteilt die Referendarin 
oder den Referendar nach Abschluss des bei ihr abgeleis-
teten Abschnittes oder Teilabschnittes unter Angabe der 
Art und Dauer der Beschäftigung nach ihren oder seinen 
Fähigkeiten und Kenntnissen sowie nach Leistung und 
Führung. Die Beurteilung (Anlage 2) muss erkennen las-
sen, ob das Ziel des Ausbildungsabschnitts erreicht ist. 
Besondere Fähigkeiten oder Mängel sind zu vermerken.

(2) Erreicht die Ausbildungszeit bei einer Ausbildungs-
stelle nicht die volle Dauer von sechs Wochen, bestätigt 
die Ausbildungsstelle nur die Art und Dauer der Be-
schäftigung und ob das Ziel des Ausbildungsabschnittes 
erreicht wurde. Die gemäß Absatz 1 geforderte Beurtei-
lung entfällt.

(3) Die Beurteilungen sind den Beurteilten in ihrem vol-
len Wortlaut zu eröffnen und mit ihr oder ihm zu bespre-
chen. Die Eröffnungen sind aktenkundig zu machen und 
mit den Beurteilungen zu den Ausbildungsakten zu neh-
men.

§ 11
Abschließende Beurteilung der Ausbildung

Die Ausbildungsleiterin oder der Ausbildungsleiter gibt 
am Schluss der Ausbildung eine abschließende Beurtei-
lung über die gesamte Dauer des technischen Referenda-
riats ab. § 10 Absatz 1 und 3 gilt entsprechend.

§ 12
Urlaub

(1) Erholungsurlaub ist im gegenseitigen Benehmen 
restlos in den Ausbildungsplan nach § 8 Absatz 2 einzu-
arbeiten. Es ist darauf zu achten, dass der zustehende 
Erholungsurlaub bis zum Ende des Referendariats ver-
braucht wird.

(2) Während der Zeit für die Anfertigung der häuslichen 
Prüfungsarbeit darf Erholungsurlaub grundsätzlich 
nicht gewährt werden. Urlaub aus triftigen Gründen ist 
nur im Einvernehmen mit dem Oberprüfungsamt zuläs-
sig. Die Frist für die Abgabe der häuslichen Prüfungsar-
beit verlängert sich in den Fällen entsprechend.

(3) Die Einstellungsbehörde kann Sonderurlaub nach 
den für Beamtinnen und Beamte geltenden Bestimmun-
gen gewähren. Die Dauer des Referendariats soll in der 
Regel dadurch um nicht mehr als ein halbes Jahr über-
schritten werden.

Teil 3
Staatsexamen, Prüfungsordnung

§ 13
Zweck des Staatsexamens

Im Staatsexamen hat die Referendarin oder der Referen-
dar ihre oder seine Führungsqualifi kation nachzuweisen. 
Im Einzelnen soll sie oder er zeigen, dass die in ihrem 
oder seinem Studium erworbenen Kenntnisse in der Pra-
xis angewendet werden können, dass sie oder er mit den 
Aufgaben der Verwaltungen, mit den einschlägigen 
Rechts-, Verwaltungs- und technischen Vorschriften ver-
traut ist und auch über wirtschaftliches Denken verfügt.

§ 14
Abnahme des Staatsexamens

(1) Das Staatsexamen wird vom Oberprüfungsamt auf-
grund des Übereinkommens über die Errichtung eines 
gemeinschaftlichen Oberprüfungsamtes deutscher Län-
der und Verwaltungen vom 16. September 1948 in der 
Fassung vom 1. Oktober 2016 abgenommen.

(2) Der mündliche Teil des Staatsexamens fi ndet grund-
sätzlich am Sitz des Oberprüfungsamtes statt. Die Di-
rektorin oder der Direktor des Oberprüfungsamtes kann 
ihn auch an anderen Orten abhalten lassen.

(3) Die oder der Vorsitzende des Kuratoriums bestellt die 
Mitglieder der Prüfungsausschüsse. Es sollen Führungs-
kräfte aus der Verwaltung, die möglichst ein Staatsexa-
men beziehungsweise eine Große Staatsprüfung abgelegt 
haben, bestellt werden. Das Kuratorium kann in Sonder-
fällen Ausnahmen zulassen.

(4) Das Staatsexamen wird von einer Prüfungskommis-
sion abgenommen, die vom Oberprüfungsamt aus den 
Mitgliedern der Prüfungsausschüsse gebildet wird. Die 
Prüfungskommission setzt sich zusammen aus der Vorsit-
zenden oder dem Vorsitzenden und mindestens drei wei-
teren Prüferinnen oder Prüfern, wobei die Besetzung der 
Prüfungskommission je nach Prüfungsfächern personell 
wechseln kann. Die Prüferinnen oder Prüfer werden von 
der Direktorin oder dem Direktor des Oberprüfungsam-
tes von Fall zu Fall aus dem Kreis der bestellten Mitglie-
der der Prüfungsausschüsse berufen. Es soll den Prü-
fungskommissionen nach Möglichkeit eine Prüferin oder 
ein Prüfer der Verwaltung angehören, in der die Referen-
darinnen oder Referendare ausgebildet worden sind.

(5) Die Prüferinnen und Prüfer sind bei ihrer Tätigkeit 
unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Alle mit 
der Behandlung von Prüfungsangelegenheiten befassten 
Personen sind zur Verschwiegenheit verpfl ichtet.
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(6) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses oder die entsprechende Vertretung leitet die 
Prüfung. Die Prüfungskommission ist bei ihren Ent-
scheidungen beschlussfähig, wenn die oder der Vorsit-
zende und zwei weitere Prüferinnen oder Prüfer anwe-
send sind. Soweit über die Leistungen in der mündlichen 
Prüfung entschieden wird, müssen die beschließenden 
Prüferinnen oder Prüfer an der Prüfung teilgenommen 
haben. Die Prüfungskommission entscheidet mit Stim-
menmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Stimmenthal-
tung ist nicht zulässig.

(7) Die Direktorin oder der Direktor des Oberprüfungs-
amtes sorgt für den ordnungsgemäßen Prüfungsablauf 
und wacht darüber, dass in allen Fachrichtungen gleich 
hohe Prüfungsanforderungen gestellt und gleiche Beur-
teilungsmaßstäbe angelegt werden. Zur Wahrnehmung 
dieser Aufgaben kann sie oder er sich an den Prüfungen 
beteiligen und gilt in diesem Fall von Amts wegen als 
weiteres Mitglied der Prüfungskommission.

§ 15 
Zulassung zum Staatsexamen

(1) Zum Staatsexamen können nur Referendarinnen 
oder Referendare zugelassen werden, die die Ausbil-
dungszeit für das technische Referendariat ordnungsge-
mäß abgeleistet haben.

(2) Die Referendarin oder der Referendar hat den An-
trag auf Zulassung zum Staatsexamen (Anlage 3) inner-
halb von zwei Wochen nach Aufforderung durch die Aus-
bildungsbehörde zu stellen. Die Aufforderung durch die 
Ausbildungsbehörde erfolgt dann, wenn die Referen-
darin oder der Referendar unter Berücksichtigung der 
Beurteilungen nach §  10 für geeignet gehalten und die 
Zulassung damit befürwortet wird. Die Ausbildungs-
behörde hat der Referendarin oder dem Referendar den 
Termin für den Antrag unter Hinweis auf die Folgen 
eines Versäumnisses (§  4 Absatz  3 Buchstabe c) schrift-
lich mitzuteilen.

(3) Die Ausbildungsbehörde leitet den Antrag mit den 
darin aufgeführten Unterlagen so rechtzeitig dem Ober-
prüfungsamt zu, dass er zwei Monate vor Aushändigung 
der Aufgabe für die häusliche Prüfungsarbeit dem Ober-
prüfungsamt vorliegt.

(4) Die Direktorin oder der Direktor des Oberprüfungs-
amtes entscheidet aufgrund der mit dem Zulassungsan-
trag vorgelegten Unterlagen über die Zulassung zum 
Staatsexamen.

(5) Das Oberprüfungsamt leitet den Zulassungsbescheid 
zusammen mit der Aufgabe für die häusliche Prüfungs-
arbeit der Ausbildungsbehörde zur fristgerechten Aus-
händigung an die Referendarin oder den Referendar zu. 

(6) Die Unterlagen nach Absatz 3 sind zu vervollständi-
gen und dem Oberprüfungsamt mit der abschließenden 
Beurteilung (§ 11) sogleich nach Beendigung der gesam-
ten Ausbildung wieder zuzuleiten, spätestens zwei Wo-
chen vor der mündlichen Prüfung.

§ 16
Art der Prüfungen

Das Staatsexamen besteht aus

–  der häuslichen Prüfungsarbeit,

–  den schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht und

–  der mündlichen Prüfung.

§ 17
Häusliche Prüfungsarbeit

(1) Die Referendarin oder der Referendar soll durch die 
häusliche Prüfungsarbeit zeigen, dass eine Aufgabe aus 
der Praxis richtig erfasst, methodisch bearbeitet und das 
Ergebnis klar dargestellt werden kann.

(2) Die Referendarin oder der Referendar muss die häus-
liche Prüfungsarbeit innerhalb von sechs Wochen anfer-
tigen und dem Oberprüfungsamt im Original unmittel-
bar einreichen. Bei Vorliegen triftiger Gründe kann die 

Direktorin oder der Direktor des Oberprüfungsamtes die 
Frist um höchstens vier Wochen verlängern. Die Referen-
darin oder der Referendar hat in diesem Fall unverzüg-
lich einen Antrag durch die Ausbildungsbehörde, die 
dazu Stellung nimmt, an das Oberprüfungsamt zu rich-
ten. Bei längerer Verhinderung ist eine neue Aufgabe er-
satzweise zu bearbeiten.

(3) Die Referendarin oder der Referendar hat die Auf-
gabe in allen ihren Teilen ohne fremde Hilfe zu bearbei-
ten und alle benutzten Quellen und Hilfsmittel anzuge-
ben. Dies ist in einer dem Textteil der Arbeit vorzuhef-
tenden Erklärung zu versichern. Alle Ausarbeitungen 
müssen von der Referendarin oder dem Referendar un-
terschrieben sein.

§ 18 
Schriftliche Arbeiten unter Aufsicht

(1) Die Referendarin oder der Referendar soll durch die 
schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht zeigen, dass Aufga-
ben aus dem Bereich der Verwaltung rasch und sicher er-
fasst, in kurzer Frist mit den zugelassenen Hilfsmitteln 
gelöst und das Ergebnis knapp und übersichtlich darge-
stellt werden können.

(2) Ist die häusliche Prüfungsarbeit angenommen wor-
den, so wird die Referendarin oder der Referendar vom 
Oberprüfungsamt zu den schriftlichen Arbeiten unter 
Aufsicht unter Angabe von Zeit und Ort der Prüfung 
spätestens zwei Wochen vorher geladen.

(3) Insgesamt ist aus vier Prüfungsfächern (Anlage 4) je 
eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht in jeweils sechs 
Stunden an vier aufeinanderfolgenden Werktagen zu fer-
tigen. Mindestens eine Arbeit ist dabei aus dem Bereich 
„Allgemeine Rechts- und Verwaltungsgrundlagen“ oder 
„Führungsaufgaben und Wirtschaftlichkeit“ zu stellen.

(4) Die zugelassenen Hilfsmittel werden in der Regel zur 
Verfügung gestellt. Wenn die Referendarin oder der Refe-
rendar selbst Hilfsmittel mitbringen soll, werden diese in 
der Ladung zur Prüfung ausdrücklich benannt. Andere 
mitgeführte Hilfsmittel sind vor Aushändigung der Auf-
gabe bei der Aufsicht zu hinterlegen.

(5) Das Oberprüfungsamt leitet die Aufgaben in ver-
schlossenen Umschlägen der Ausbildungsbehörde zu. 
Diese gibt sie einzeln ungeöffnet am Fertigungstag an die 
Aufsicht führende Person weiter, die sie zu Beginn der 
Prüfung der Referendarin oder dem Referendar aushän-
digt. Mit der Aufsicht sind Beschäftigte mit der Lauf-
bahnbefähigung für die Ämtergruppe des zweiten Ein-
stiegsamtes der Laufbahngruppe 2 zu beauftragen. Bei 
der Niederschrift ist das vom Oberprüfungsamt vorgese-
hene Formular zu verwenden.

(6) Spätestens mit Ablauf der Bearbeitungsfrist hat die 
Referendarin oder der Referendar ihre oder seine Arbeit 
unterschrieben und mit allen Zwischenrechnungen und 
Konzepten der Prüfungsaufsicht abzugeben.

(7) Die schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht werden 
grundsätzlich mit Computern bearbeitet, wenn die Aus-
schussleiterinnen und -leiter dem grundsätzlich zustim-
men und die für die Ausbildung zuständige Behörde für 
die Prüfung eine anforderungsgerechte IT-Ausstattung 
gewährleistet. In diesen Fällen kann eine Referendarin 
oder ein Referendar auf Einzelantrag bei der Ausbil-
dungsbehörde eine handschriftliche Bearbeitung verlan-
gen.

(8) Über den Verlauf der schriftlichen Arbeiten unter 
Aufsicht fertigt die oder der Aufsichtführende noch am 
selben Tag jeweils eine Niederschrift an, die zu sammeln 
und am letzten Fertigungstag dem Oberprüfungsamt zu 
übersenden sind. Die gefertigten Arbeiten sind noch am 
jeweiligen Fertigungstag zusammen mit den Aufgaben-
texten mit Einlieferungsnachweis den vom Oberprü-
fungsamt benannten Erstbeurteilerinnen oder Erstbeur-
teilern zur Bewertung zuzuleiten.

§ 19
Mündliche Prüfung

(1) In der mündlichen Prüfung soll die Referendarin 
oder der Referendar neben dem Wissen und Können in 
der Fachrichtung vor allem Verständnis für technische, 
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wirtschaftliche und rechtliche Zusammenhänge sowie 
für Führungsaufgaben erkennen lassen. Dabei sollen 
auch Urteilsvermögen, Sicherheit im Auftreten und Aus-
drucksfähigkeit bewiesen werden.

(2) Zur mündlichen Prüfung, die sich auf zwei Tage er-
streckt, wird vom Oberprüfungsamt schriftlich geladen. 
Bis zu drei Kandidatinnen oder Kandidaten können in 
einer Gruppe gemeinsam geprüft werden.

(3) Sind die schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht (§ 18) 
als nicht bestanden bewertet (§ 22), wird die Referenda-
rin oder der Referendar nicht zur mündlichen Prüfung 
zugelassen. Das Staatsexamen ist dann nicht bestanden. 
Die Entscheidung trifft das Oberprüfungsamt aufgrund 
der Bewertungen durch die Prüferinnen oder Prüfer. Die 
Nichtzulassung ist der Referendarin oder dem Referen-
dar vor der mündlichen Prüfung bekannt zu geben. Das 
Oberprüfungsamt erlässt hierüber einen Bescheid mit 
Rechtsbehelfsbelehrung.

(4) Der Prüfstoff in den einzelnen Prüfungsfächern ist 
dem Prüfstoffverzeichnis (Anlage 5) zu entnehmen. Die 
in Anlage 4 genannte Prüfungsdauer von sechs Stunden 
gilt für die gleichzeitige Prüfung von drei Kandidatin-
nen oder Kandidaten. Sie ist eine Regelzeit und wird bei 
weniger Kandidatinnen oder Kandidaten angemessen 
gekürzt. Die Prüfungskommission kann die Prüfungszeit 
je Fach um längstens 15 Minuten verlängern, wenn dies 
zur Beurteilung der Leistungen notwendig ist.

(5) Als Abschluss der mündlichen Prüfung ist ein Vortrag 
von mindestens fünf und längstens zehn Minuten zu hal-
ten. Das Thema wird aus dem Fachgebiet der Referenda-
rin oder des Referendars oder einem sie oder ihn sonst 
interessierenden Gebiet entnommen und ist etwa zwan-
zig Minuten vorher bekanntzugeben.

(6) Die Prüfung und die Beratung sind nicht öffentlich. 
Während der mündlichen Prüfung können Beauftragte 
der Einstellungsbehörde und die Ausbildungsleitung zu-
gegen sein, nicht dagegen bei der Festsetzung der Prü-
fungsnoten.

§ 20 
Unterbrechung der Prüfung, Rücktritt

(1) Kann die Referendarin oder der Referendar nicht zur 
schriftlichen oder mündlichen Prüfung erscheinen oder 
muss die Prüfung abgebrochen werden, so ist unverzüg-
lich das Oberprüfungsamt unter Angabe der Gründe zu 
verständigen und der Nachweis der Verhinderungs-
gründe zu erbringen. Erkennt die Direktorin oder der 
Direktor des Oberprüfungsamts die Gründe als triftig 
an, gelten bei einer Unterbrechung die bis dahin abge-
schlossenen Teile als abgelegt. Die Prüfung ist zum 
nächstmöglichen Termin fortzusetzen.

(2) Entsprechendes gilt, wenn die Referendarin oder der 
Referendar bei Vorliegen eines triftigen Grundes mit Zu-
stimmung des Oberprüfungsamtes von der Prüfung zu-
rücktritt.

§ 21
Bewertung der Prüfungsleistungen im Einzelnen

(1) Die häusliche Prüfungsarbeit und die schriftlichen 
Arbeiten unter Aufsicht werden von einer Erst- und 
einer Zweitprüferin oder einem Erst- und einem Zweit-
prüfer, die Leistungen in den Fächern der mündlichen 
Prüfung von den jeweiligen Prüferinnen oder Prüfern 
bewertet.

(2) Die häusliche Prüfungsarbeit und die schriftlichen 
Arbeiten unter Aufsicht sind mit schriftlicher Begrün-
dung zu bewerten.

(3) Die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen, 
einschließlich des Vortrags nach § 19 Absatz 5, erfolgt in 
Punkten, die wie folgt in Noten umgesetzt werden. Den 
einzelnen Noten sind folgende Punktzahlen zugeordnet:

–  1,0 oder 1,3 = sehr gut

–  1,7 oder 2,0 = gut

–  2,3 oder 2,7 = vollbefriedigend

–  3,0 oder 3,3 = befriedigend

–  3,7 oder 4,0 = ausreichend

–  5,0  = mangelhaft 

Andere Punktzahlen oder Zwischennoten dürfen nicht 
verwendet werden. Dabei bedeutet die Note:

–  sehr gut = eine Leistung, die den Anforderungen in au-
ßergewöhnlichem Maße entspricht;

–  gut = eine Leistung, die den Anforderungen in erhebli-
chem Maße entspricht;

–  vollbefriedigend = eine Leistung, die den Anforderun-
gen voll entspricht;

–  befriedigend = eine Leistung, die im Allgemeinen den 
Anforderungen entspricht;

–  ausreichend = eine Leistung, die zwar Mängel auf-
weist, aber im Ganzen den Anforderungen noch ent-
spricht;

–  mangelhaft = eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht.

§ 22
Abschließende Bewertung, Gesamturteil

(1) Wenn die häusliche Prüfungsarbeit von einer oder 
einem der beiden Prüferinnen oder Prüfer nicht mit min-
destens „ausreichend“ bewertet wird, entscheidet die 
Ausschussleitung des Oberprüfungsamtes, ob die Arbeit 
angenommen werden kann.

(2) Die Note der angenommenen häuslichen Prüfungsar-
beit und die einzelnen Noten der schriftlichen Arbeiten 
unter Aufsicht sowie der Leistungen in der mündlichen 
Prüfung werden unabhängig voneinander von der Prü-
fungskommission als Einzelnoten festgesetzt. Die Prü-
fungskommission entscheidet mit Stimmenmehrheit 
(§ 14 Absatz 6).

(3) Für die Bildung des für das Gesamturteil maßgeben-
den Mittelwertes wird

–  die Punktzahl der häuslichen Prüfungsarbeit mit zwei 
(= 20 Prozent),

–  die Durchschnittspunktzahl aller schriftlichen Arbei-
ten unter Aufsicht mit drei (= 30 Prozent) und

–  die Durchschnittspunktzahl aller Fächer der mündli-
chen Prüfung mit fünf (= 50 Prozent)

multipliziert. 

Die hieraus gebildete Summe wird durch zehn dividiert. 
Eine dritte Stelle nach dem Komma wird bei allen Re-
chenvorgängen nicht berücksichtigt.

(4) Für das Gesamturteil gelten die folgenden Noten:

–  sehr gut

–  gut

–  vollbefriedigend

–  befriedigend

–  ausreichend

–  nicht bestanden

(5) Die Prüfung ist bestanden mit

–  dem „Prädikat sehr gut“ bei einem Mittelwert von 1.00 
bis 1.49,

–  dem „Prädikat gut“ bei einem Mittelwert von 1.50 bis 
2.29,

–  dem „Prädikat vollbefriedigend“ bei einem Mittelwert 
von 2.30 bis 2.99,

–  „befriedigend“ bei einem Mittelwert von 3.00 bis 3.49,

–  „ausreichend“ bei einem Mittelwert von 3.50 bis 4.00.

(6) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn

1.   die häusliche Prüfungsarbeit nicht angenommen ist 
oder

2.   der nach Absatz  3 errechnete Mittelwert 4.01 oder 
schlechter lautet oder

3.   die Noten in zwei Fächern der schriftlichen Arbeiten 
unter Aufsicht „mangelhaft“ sind oder
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4.   die Note in einem Fach der schriftlichen Arbeiten 
unter Aufsicht „mangelhaft“ ist und dabei die Durch-
schnittspunktzahl aller schriftlichen Arbeiten unter 
Aufsicht 4.01 oder schlechter lautet oder

5.   die Noten in drei Fächern der mündlichen Prüfung 
„mangelhaft“ sind oder

6.   in einem Fach oder in zwei Fächern der mündlichen 
Prüfung die Note „mangelhaft“ ist und nicht durch 
andere Noten in Fächern der mündlichen Prüfung 
ausgeglichen wird. Ein Ausgleich ist je Fach durch 
zwei Noten „befriedigend“ oder „vollbefriedigend“ 
oder eine Note „gut“ oder „sehr gut“ gegeben.

(7) Die Prüfung gilt als nicht bestanden, wenn die Refe-
rendarin oder der Referendar

1.   die häusliche Prüfungsarbeit nicht rechtzeitig ein-
reicht oder ohne vom Oberprüfungsamt anerkannten 
Grund zu den schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht 
oder zur mündlichen Prüfung nicht erscheint oder 
einen dieser Prüfungsteile abbricht (§  20 Absatz  1) 
oder

2.   nach § 26 Absatz 1 oder 2 von der weiteren Teilnahme 
an der Prüfung ausgeschlossen ist.

(8) Über den Prüfungshergang ist eine Niederschrift an-
zufertigen, in der die Besetzung des Prüfungsausschusses 
oder der Prüfungskommission, der Name der Referenda-
rin oder des Referendars, die Einzelnoten der schriftli-
chen und mündlichen Prüfung, die Gesamtnote und die 
Beurteilung des Vortrags festgehalten werden. Die Nie-
derschrift ist von der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses oder der Prüfungskommission und den 
an der mündlichen Prüfung beteiligten Prüferinnen und 
Prüfern zu unterzeichnen. Sie ist wie die schriftlichen 
Beurteilungen der häuslichen Prüfungsarbeit und der 
schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht Bestandteil der 
Prüfungsakten.

(9) Im Anschluss an die Prüfung wird der Referendarin 
oder dem Referendar das Ergebnis des Staatsexamens 
bekanntgegeben. Bei Nichtbestehen des Staatsexamens 
wird hierüber vom Oberprüfungsamt ein Bescheid mit 
Rechtsbehelfsbelehrung erteilt.

(10) Die Referendarin oder der Referendar hat das Er-
gebnis unverzüglich der Ausbildungsbehörde mitzuteilen.

§ 23 
Prüfungszeugnis

Wer das Staatsexamen besteht, erwirbt die Laufbahnbe-
fähigung für die Ämtergruppe des zweiten Einstiegsam-
tes der Laufbahngruppe 2 in der Umweltverwaltung, 
Fachrichtung Umwelttechnik, und ist berechtigt, die Be-
rufsbezeichnung „Technische Assessorin“ oder „Techni-
scher Assessor“ zu führen. Hierüber erteilt das Oberprü-
fungsamt ein Prüfungszeugnis, das die Einzelnoten und 
das Gesamturteil enthält. Das Prüfungszeugnis wird von 
der Direktorin oder dem Direktor des Oberprüfungsam-
tes unterzeichnet und mit dem Siegel versehen; es geht 
der Referendarin oder dem Referendar mit einem Be-
scheid des Oberprüfungsamtes mit Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu.

§ 24
Wiederholung der Prüfung

(1) Wurde das Staatsexamen nicht bestanden, so darf es 
einmal wiederholt werden.

(2) Die Wiederholungsprüfung erstreckt sich

a)   wenn die häusliche Prüfungsarbeit nicht rechtzeitig 
eingereicht oder vom Prüfungsausschuss nicht ange-
nommen worden ist, auf die Anfertigung einer neuen 
häuslichen Prüfungsarbeit, auf die Fertigung der vier 
schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht und auf die 
mündliche Prüfung,

b)   zumindest auf die mit „mangelhaft“ benoteten Fächer 
der schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht und auf die 
mündliche Prüfung,

c)   auf die mit „mangelhaft“ bewerteten Fächer der 
mündlichen Prüfung.

Darüber hinaus kann der Prüfungsausschuss bei über-
wiegend mangelhaften Leistungen die Wiederholung der 
gesamten mündlichen oder schriftlichen Prüfung oder 
beider Prüfungen beschließen.

(3) Wurde die häusliche Prüfungsarbeit nicht rechtzeitig 
eingereicht oder ist sie nicht mindestens mit „ausrei-
chend“ bewertet und damit nicht angenommen worden 
(§ 22 Absatz 6 Nummer 1), hat die Referendarin oder der 
Referendar innerhalb von vier Wochen nach Erhalt eines 
entsprechenden Bescheides des Oberprüfungsamtes eine 
neue Aufgabe für die häusliche Prüfungsarbeit zu bean-
tragen.

(4) Der Prüfungsausschuss oder die Prüfungskommis-
sion befi ndet auch darüber, in welchen Abschnitten die 
Ausbildung einer Ergänzung bedarf und schlägt der Ein-
stellungsbehörde die Dauer der zusätzlichen Ausbildung 
vor. Sie soll mindesten zwei und höchstens sechs Monate 
betragen. Die Referendarin oder der Referendar hat 
sechs Wochen vor Beendigung der zusätzlichen Ausbil-
dung die Zulassung zur Wiederholungsprüfung zu bean-
tragen.

§ 25
Regelungen für Menschen mit Behinderungen

Im Prüfungsverfahren sind für schwerbehinderte und 
ihnen gleichgestellte behinderte Menschen die ihrer Be-
hinderung angemessenen Erleichterungen auf Antrag zu 
gewähren. Art und Umfang der zu gewährenden Erleich-
terungen sind rechtzeitig mit den Betroffenen zu erör-
tern. Diese dürfen nicht zu einer qualitativen Herabset-
zung der Prüfungsanforderungen insgesamt führen. Die 
zuständige Schwerbehindertenvertretung ist rechtzeitig 
zu informieren und anzuhören. Diese kann an mündli-
chen Prüfungen der betroffenen Personen beobachtend 
teilnehmen.

§ 26 
Verstöße gegen die Prüfungsordnung

(1) Wer zu täuschen versucht oder insbesondere die Ver-
sicherung der selbständigen Bearbeitung der häuslichen 
Prüfungsarbeit unrichtig abgibt (§ 17 Absatz 3) oder bei 
den schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht andere als die 
zugelassenen Hilfsmittel mit sich führt (§  18 Absatz  4) 
oder sonst gegen die Prüfungsordnung verstößt, dem soll 
die Fortsetzung der Prüfung nur unter Vorbehalt gestat-
tet werden. Der Vorbehalt ist aktenkundig zu machen. 
Bei einer erheblichen Störung soll die weitere Teilnahme 
an dem betreffenden Teil der Prüfung ausgeschlossen 
werden.

(2) Über die Folgen eines Vorfalls nach Absatz  1 oder 
einer Täuschung, die nach Abgabe einer schriftlichen 
Prüfungsarbeit festgestellt wird, entscheidet die Direk-
torin oder der Direktor des Oberprüfungsamtes im Ein-
vernehmen mit der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses, bei einer Täuschung oder einem Ordnungs-
verstoß während der mündlichen Prüfung die jeweilige 
Prüfungskommission. Sie können je nach Schwere der 
Verfehlung die Wiederholung einzelner oder mehrerer 
Prüfungsleistungen mit neuer Aufgabenstellung anord-
nen oder die Referendarin oder den Referendar von der 
weiteren Prüfung ausschließen oder die Prüfung für 
nicht bestanden erklären. Hierüber wird ein schriftlicher 
Bescheid mit Rechtsbehelfsbelehrung erteilt.

(3) Wird eine Täuschung erst nach Aushändigung des 
Prüfungszeugnisses bekannt, ist das Oberprüfungsamt 
unverzüglich zu unterrichten. Die Direktorin oder der 
Direktor des Oberprüfungsamtes kann im Benehmen mit 
dem Kuratorium die Prüfung nachträglich für nicht be-
standen erklären. Diese Maßnahme ist innerhalb einer 
Frist von fünf Jahren nach dem letzten Tag der mündli-
chen Prüfung zulässig.

(4) Die oder der Betroffene ist vor der Entscheidung an-
zuhören.

§ 27
Prüfungsakte

Einer Antragstellerin oder einem Antragsteller kann 
Einsicht in ihre oder seine Prüfungsakte gewährt wer-
den, sofern die Kenntnis zur Geltendmachung oder Ver-
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teidigung ihrer oder seiner rechtlichen Interessen erfor-
derlich ist. Die persönliche Einsichtnahme wird auf 
schriftlichen Antrag an das Oberprüfungsamt innerhalb 
der Rechtsmittelfrist in der Geschäftsstelle des Oberprü-
fungsamtes gewährt. Nach fünf Jahren wird die Prü-
fungsakte vernichtet.

Teil 4
Berufl iche Entwicklung innerhalb der Laufbahngruppe 2

§ 28 
Erwerb der Laufbahnvoraussetzungen

(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahn des ersten 
Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 in der Umwelt-
verwaltung im Land Nordrhein-Westfalen erwerben die 
Laufbahnbefähigung für die Ämtergruppe des zweiten 
Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 in der Umwelt-
verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen nach Maß-
gabe der Vorschriften zur berufl ichen Entwicklung inner-
halb der Laufbahngruppe 2 der Laufbahnverordnung 
vom 21. Juni 2016 (GV. NRW. S. 461) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(2) Das für Umwelt zuständige Ministerium bestimmt 
den Zeitpunkt sowie den Ablauf des Verfahrens zum Er-
werb der entsprechenden Laufbahnvoraussetzungen. Die 
Beschäftigten sind rechtzeitig zu unterrichten.

Teil 5
Schlussbestimmungen

§ 29
Übergangsvorschrift

Die Ausbildung und Prüfung der vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung eingestellten Referendarinnen und Referen-
dare richtet sich nach den Vorschriften der bisherigen in 
§ 30 Absatz 2 genannten Verordnung.

§ 30 
Schlussvorschriften

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung höherer Dienst in der Umweltverwaltung vom 20. 
Juni 2001 (GV. NRW. S. 462) außer Kraft.

Düsseldorf, den 3. September 2018

Die Ministerin
für Umwelt, Landwirtschaft,

Natur- und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Ursula H e i n e n - E s s e r
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Anlage 1 
(zu § 8) 

 für die Fachrichtung Umwelttechnik 

Ausbildungs- 
abschnitte  
und Dauer* 

Fachgebiet / 
Ausbildungs- 
stellen 

Ausbildungsinhalte 

I V

Allgemeine 
Rechts- und 
Verwaltungs-
grundlagen 

Führungsauf-
gaben und 
Wirtschaftlich-
keit 

während des 
gesamten 
technischen 
Referendariats  
in allen 
Ausbildungs-
abschnitten 

Allgemein  
für alle Aus-
bildungs-
stellen 

- Grundlagen des Verwaltungs- und Prozessrechts (siehe auch
Ausbildungsabschnitt V)
- Grundlagen des EU-Rechts
- Zur Stärkung der EU-Kompetenz sind Aspekte über
Entscheidungsprozesse auf EU-Ebene, Initiierung und Begleitung
von EU-Fördermaßnahmen sowie fachpolitische Strategien
aufzunehmen
- Management- und Kommunikationsqualifikationen sowie soziale 
Kompetenz sind ausbildungsbegleitend in Theorie und Praxis zu 
vermitteln. Durch die eigenständige Bearbeitung von Aufgaben 
oder Projekten sind die überfachlichen Führungs- und 
Managementtechniken anzuwenden. 
- Besonderer Wert ist auf selbstständige Mitarbeit in allen
Arbeitsbereichen zu legen und dass die Referendarin oder der 
Referendar sich in der Präsentationstechnik, im Vortrag und im 
Schriftverkehr vervollkommnet. Ihm oder ihr ist Gelegenheit zur 
Teilnahme an Terminen, Verhandlungen und Sitzungen zu geben. 
Insbesondere soll sie oder er an Besprechungsrunden von 
Behördenleitungen und anderen Führungskräften sowie an der 
Durchsicht der von den Führungskräften zu verteilenden Eingänge 
(Post, E-Mails) beteiligt werden. Sie oder er soll Kurzvorträge 
halten, Besprechungsrunden moderieren und Arbeitsergebnisse 
vorstellen. Dabei sollen Methoden und Techniken in folgenden 
Bereichen erlernt werden: Motivation, Gesprächsführung, 
Konfliktbewältigung, Rhetorik, Visualisierung, Moderation, 
Protokollierung, Delegation, Besprechungsvorbereitung und 
-durchführung sowie Feedback über die Ergebniserzielung. 
- Betriebswirtschaftliche Kompetenzen, Haushaltsgrundlagen und 
-bewirtschaftung sowie Finanzplanungen, Führungskompetenzen,
Qualifizierung im Bereich Recht, Projektmanagement und
organisatorische Kompetenz sind nach Möglichkeit
ausbildungsrichtungsübergreifend zu vermitteln, um ihrem
interdisziplinären Ansatz gerecht zu werden. Dies gilt auch für
gesellschaftlich relevante Querschnittsbereiche wie
Umweltverträglichkeit, nachhaltiges Flächenmanagement und
Sozialverträglichkeit.
- In den Abschnitten I III sind jeweils auch Leitungsaufgaben 
und Wirtschaftlichkeit (Management, Mitarbeiterführung, 
Planung, Entscheidung, Rhetorik, Gesprächsführung, Psychologie) 
zu vermitteln.
- Zum Ende des jeweiligen Ausbildungsabschnitts soll die Referen
darin oder der Referendar die Ergebnisse ihrer Arbeiten
oder aktuelle Themen aus dem Ausbildungsabschnitt präsentieren. 
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Ausbildungs- 
abschnitte  
und Dauer* 

Fachgebiet / 
Ausbildungs- 
stellen 

Ausbildungsinhalte 

I 

Kreislauf-
wirtschaft  
Abfallbeseiti-
gung und 
Bodenschutz 
(17 Wochen) ** 

Bezirks-
regierungen 

Untere 
Umwelt-
behörden 

- Ziele und Grundsätze der Kreislaufwirtschaft
- Abfallwirtschaftsplanung, Abfallbehandlung
- Abfallbeseitigung, Überwachung der Abfallentsorgung,
Stoffstromkontrollen
- Bodenschutz, Altlasten
- Fachspezifische Ausbildung
- Vertiefte Anwendung des technischen und
naturwissenschaftlichen Wissens
- Prüfung von Zulassungsanträgen, Verfassen von Anordnungen,
Bescheiden, Stellungnahmen und Berichten
- Protokollführung
- Teilnahme an Messungen, Untersuchungen und Probenahme
- Außendienst, Überwachung von Anlagen
- Erarbeitung von Fachstellungnahmen (z. B. im Rahmen von
Genehmigungs- oder Gerichtsverfahren)
- Anwendung und Vollzug von Rechtsvorschriften des
Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts 

II 

Immissions- 
und 
Klimaschutz 
(17 Wochen) ** 

Bezirks-
regierungen 

Untere 
Umwelt-
behörden 

- Genehmigungsverfahren
- Überwachung von Anlagen und Betriebsbereichen
- Produktionstechnologien und Auswirkungen
- Lärm und Erschütterungen, EMF
- Luftreinhaltung, Abgasreinigung, Gerüche
- Störfall- und umweltgefährdende Stoffe
- Klimaschutz einschl. Auswirkungen des Klimawandels,
Verminderung von Treibhausgasemissionen, Gentechnik,
Chemikaliensicherheit
- Fachspezifische Ausbildung
- Vertiefte Anwendung des technischen und
naturwissenschaftlichen Wissens
- Prüfung von Zulassungsanträgen, Verfassen von Anordnungen,
Bescheiden, Stellungnahmen und Berichten
- Protokollführung
- Teilnahme an Messungen, Untersuchungen und Probenahme
- Außendienst, Überwachung von Anlagen
- Erarbeitung von Fachstellungnahmen (z. B. im Rahmen von
Genehmigungs- oder Gerichtsverfahren)
- Anwendung und Vollzug von Rechtsvorschriften des
Immissionsschutzrechts 

III 

Wasserwirt-
schaft und 
Gewässerschutz 
(17 Wochen) ** 

Bezirks-
regierungen 

Untere 
Umwelt-
behörden 

- Grundlagen der Wasserwirtschaft
- Wasserrahmenrichtlinie, oberirdische Gewässer
- Gewässerüberwachung, Gewässernutzungen
- Einleiter-Überwachung, Abwasserbeseitigung, Abwasserabgabe,
Wasserversorgung, Grundwasser  wassergefährdende Stoffe,
Hochwasserschutz
- Fachspezifische Ausbildung
- Vertiefte Anwendung des technischen und
naturwissenschaftlichen Wissens 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 22 vom 13. September 2018 521

Ausbildungs- 
abschnitte  
und Dauer* 

Fachgebiet / 
Ausbildungs- 
stellen 

Ausbildungsinhalte 

- Prüfung von Zulassungsanträgen, Verfassen von Anordnungen,
Bescheiden, Stellungnahmen und Berichten
- Protokollführung
- Teilnahme an Messungen, Untersuchungen und Probenahme
- Außendienst, Überwachung von Anlagen
- Erarbeitung von Fachstellungnahmen (z. B. im Rahmen von
Genehmigungs- oder Gerichtsverfahren)
- Anwendung und Vollzug von Rechtsvorschriften des
Wasserrechts 

IV 

Praktikum / 
Hospitationen 
(17 Wochen) ** 

Organisa-
tionen, 
Unternehmen, 
Firmen 

Kommunale 
Eigenbetriebe, 
Verbände, EU-
Landes-
vertretung 

- Umweltmanagement, -technik, -schutz
- Projektabwicklung
- Organisation, Leitung, Führung
- Wirtschaftlichkeit, Kosten-Leistungs-Rechnung
- Controlling, Personal- und Finanzplanung
- Beschaffung und Einsatzplanung, Abrechnung
- Aufgaben der Umweltbeauftragten in den Betrieben,
Kennenlernen relevanter Umweltaufgaben und Aufbau der
Organisation
- EU: Organisation/Aufbau, Aufgaben und Projekte
- Interessenvertretung, politische Willensbildung,
Gesetzgebungsverfahren

Kommunal-
verwaltung 
(Städte und 
Gemeinden, 
Landkreise) 
(mindestens 3 
Wochen) 

- Organisation, Aufbau und Aufgaben als Selbstverwaltung und im
übertragenen Wirkungskreis
- Politische Willensbildung, kommunale Planungen, Haushalts- und
Rechnungswesen, Daseinsvorsorge 
- Einführung in die Verwaltung

Bezirks-
regierungen als 
Mittelbehörde 
(mindestens 3 
Wochen) 

- Organisation, Aufbau und Aufgaben als Bündelungsbehörde,
Fach- und Dienstaufsicht
- Landesgesetzgebung, Erlasse und Richtlinien
- Mitwirkung in Bund-Länder- und in Länder-A
- Personalbewirtschaftung, Kommunalaufsicht
- Verbandswesen, Planungsaufgaben, Planfeststellungsverfahren,
Genehmigungsverfahren
- Organisation und Aufgaben der Regionalplanung
- Öffentlichkeitsarbeit, Widerspruchs- und Gerichtsverfahren 

Landesamt  
für Natur, 
Umwelt und 
Verbraucher-
schutz 
(mindestens 2 
Wochen) 

- Organisation, Aufbau und Aufgaben
- Gutachten und Stellungnahmen (für Genehmigungs- oder
Gerichtsverfahren)
- Fachplanungen, Messungen, Untersuchungen
- Notifizierungen von Untersuchungsstellen
- Erarbeitung von Jahresberichten, Statistiken und Katastern,
Erfassung umweltrelevanter Daten
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Ausbildungs- 
abschnitte  
und Dauer* 

Fachgebiet / 
Ausbildungs- 
stellen 

Ausbildungsinhalte 

V 
Seminare und 
Lehrgänge, 
Prüfungen 
(24 Wochen) ** 

Seminare / 
Lehrgänge 

Exkursionen 

Fernlehrgang 
„Umweltrecht“ 

Fernlehrgang  
„Verwaltungs-
recht“ 

Staatsexamen 

In den Seminaren und Lehrgängen (u. a. Einführungslehrgang, 
fachbezogener Verwaltungs- sowie Fachlehrgang, 
Führungslehrgang) sollen die rechtlichen Grundlagen der 
öffentlichen Verwaltung sowie naturwissenschaftlich-technische 
Anforderungen und Vorschriften für den Verwaltungsvollzug in der 
Umweltverwaltung vermittelt werden. Die beiden Fernlehrgänge 
sind parallel zu den Ausbildungsabschnitten I bis IV zu 
absolvieren. Darüber hinaus sind Kommunikations- und 
Managementkompetenzen (Rhetorik, Gesprächsführung, 
Konfliktbewältigung, Psychologie, Visualisierung, Moderation) als 
wirksame Führungsinstrumente zu trainieren. Dabei sind die 
modernen Methoden oder Formen wie z. B. Planspiele, e-Learning, 
Arbeitsgemeinschaften, Übungen in freier Rede und Exkursionen 
zu nutzen. Die Exkursionen dienen dazu, beispielhafte Anlagen der 
Produktionstechnologien und des Umweltschutzes kennenzulernen 
und das in den Abschnitten I III vermittelte Wissen zu vertiefen. 

Häusliche Prüfungsarbeit, Prüfungsvorbereitung und Prüfungen 

ca. 12 Wochen Erholungsurlaub

*) Die Reihenfolge der Ausbildungsabschnitte kann vertauscht werden und verschiedene 
Ausbildungsabschnitte können zeitlich zusammengelegt werden, die in denselben 
Ausbildungsstellen absolviert werden. 

**) geringfügige Abweichungen von der angegebenen Wochendauer sind möglich, jedoch ist die 
Gesamtdauer des Referendariats von 104 Wochen einzuhalten. 
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Anlage 2 
(zu § 10) 

……………………………………………………………………….. 
              Ausbildungsbehörde/-stelle 
 
 

Beurteilung 
 
 
 
der/des Umweltreferendarin/-referendars ……………………………………..……………………….. 
                                                                                                   (Vor- und Nachname) 
 
Fachrichtung: Umwelttechnik 
 
Einstellungsbehörde: Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
für die Zeit der Ausbildung vom ……………………………….. bis …………………….……………. 
 
bei ………………………………………………………………………………………………………. 
 
A. Fachkenntnisse 

(Umfang und Anwendung der Fachkenntnisse) 
 
………………………….……………………………………………………………….………. 
 

B. Leistungsfähigkeit 
(Auffassung, Denk- und Urteilsfähigkeit, Lernfähigkeit, Ausdrucksfähigkeit in Wort und 
Schrift) 
 
………………………………………………………………………………………….……….. 
 

C. Dienstliches Verhalten 
(Arbeitsbereitschaft, Arbeitsverhalten, Umgang mit Mitarbeitern und Publikum) 
 
………………………………………………………………………………………..…………. 
 
 

Gesamturteil (Note): 
………………………………………………………………………………………………………….. 
 
Besonderheiten: 
…………………………………………………………………………………………………………… 
 
…………………………………………………………………………………………………………… 
 
 
 
 
………………………………………….              ……………………………………………………… 
            Ort                         Datum                                                    Unterschrift der Ausbildungsleiterin/des Ausbildungsleiters 
 
 
 
………………………………………….              ……………………………………………………… 
            Ort                         Datum                                                    Sichtvermerk der Referendarin/des Referendars 
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Anlage 3  
(zu § 15) 

 
 
 

Antrag 
auf Zulassung zum Staatsexamen 

 
In der Fachrichtung: Umwelttechnik 
 
Vor- und Nachname: …………………………………………………………………….….. 
geboren am: ………………………………………………………………………..….……… 
Wohnungsanschrift (Nachträgliche Änderungen sind dem Oberprüfungsamt sofort 
anzuzeigen): ………………………………………………………………………………… 
                   …………………………………………………………………………………… 
 
Hiermit bitte ich um Zulassung zur erstmaligen*) – wiederholten*) – Ablegung des 
Staatsexamens. 
 
 
 
 

…………………..………………., den ……………………..……. 
 
 

………………………………………………………………………. 
(Unterschrift Umweltreferendarin/-referendar) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
*) Nichtzutreffendes streichen 
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…………………………………………………………….. 
      (Ausbildungsbehörde  

Gesch.-Nr. 
bzw. Az.: …………………………      …………….………………., den …………..……. 

Oberprüfungsamt  
Robert-Schumann-Platz 1 
53175 Bonn 

durch …………………………………………………………….. 
   (Einstellungsbehörde) 

Betr.: Umweltreferendarin/-referendar 

…………………………………………………………………………………………………. 
       (Name)              (Vorname)            (Anschrift) 

Hiermit lege ich den Zulassungsantrag der/des Umweltreferendarin/-referendars vor. 
Beigefügt sind: 
1.  
2.  
3.  
4.  
5.  
6.  
7.  
Ich halte die Umweltreferendarin/den Umweltreferendar aufgrund der während des 
Vorbereitungsdienstes bisher erteilten Beurteilungen und nach meiner eigenen 
Kenntnis für vorbereitet und befürworte ihren/seinen Antrag auf Zulassung zum 
Staatsexamen. Die häusliche Prüfungsarbeit soll in der Zeit vom ………………….. 
bis ……………… angefertigt werden. Ich bitte daher, mir die Aufgabe so rechtzeitig 
zuzustellen, dass sie der/dem Referendarin/Referendar am …………………….. 
ausgehändigt werden kann. 
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Anlage 4  
(zu § 19 Abs. 4) 

Prüfungsfächer und Prüfungszeiten im Fachgebiet Umwelttechnik 

1. Allgemeine Rechts- und Verwaltungsgrundlagen
2. Führungsaufgaben und Wirtschaftlichkeit
3. Kreislaufwirtschaft, Abfallbeseitigung und Bodenschutz
4. Immissionsschutz und Klimaschutz
5. Wasserwirtschaft und Gewässerschutz
6. Fachbezogene Rechts- und Verwaltungsvorschriften

zusammen

Stunden für eine 
Prüfungsgruppe von 

 Kandidatinnen / 
Kandidaten 

1 
1 
1 
1 
1 
1  
6
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Anlage 5  
(zu § 19 Abs. 4) 

 
Prüfstoffverzeichnis der Fachrichtung Umwelttechnik 
 
Fach 1: Allgemeine Rechts- und Verwaltungsgrundlagen  
 
Rechtsgeschichte  
- Rechtsgeschichte in den Grundzügen  
- Rechtsstaatliche Entwicklung in Deutschland und Europa  
- Verfassungsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland  
 
Allgemeines Staatsrecht  
- Staatsbegriff, Staatswesen  
- Völkerrecht in den Grundzügen  
- Internationale und supranationale Organisationen, Rechtsstatus  
- Staatsformen  
- Entstehung und Auflösung von Staaten  
- Staatliche Entwicklung in Deutschland  
 
Verfassungsrecht des Bundes und der Länder  
- Verfassungsgrundsätze und Grundrechte  
- Staatsrechtliches Wesen der Bundesrepublik Deutschland  
- Verfassungsmäßige Regelungen für Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung  
- Verfassungsorgane des Bundes  
- Funktionen der Staatsgewalt  
- Gewaltenteilung  
--   Begriff und Wesen der öffentlichen Verwaltung  
--   Gesetzgebungsverfahren  
--   Rechtsverordnungen und Satzungen  
--   Rechtsprechung  
--   Normenkontrolle und Verfassungsbeschwerde  
- Verfassungsorgane der Länder  
- Staats- und Amtshaftungsgrundsätze  
- Finanzwesen des Bundes und der Länder  
 
Europäische Union  
- Entstehungsgeschichte  
- Status und Organe  
- Aufgaben und Ziele  
- Übertragene Souveränitätsrechte  
- Rechtsetzung und Umsetzung in nationales Recht  
- Europäischer Binnenmarkt, Wirtschafts- und Währungsunion  
 
Kommunalrecht  
- Kommunale Gebietskörperschaften, Rechtsstatus  
- Kommunalverfassung, Gemeindeordnung  
- Organe und Aufgaben der Gebietskörperschaften  
- Kommunales Finanzwesen  
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Verwaltungsaufbau und Behördenorganisation bei Bund, Ländern, kommunalen 
Gebietskörperschaften und anderen öffentlich-rechtlichen Institutionen  
- Verwaltungsaufbau des Bundes und der Länder  
- Organisation der unmittelbaren Staatsverwaltung  
- Organe, Aufgaben und Organisation der mittelbaren Staatsverwaltung  
- Aufgaben und Organisation von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts  
- Aufgabenübertragung auf Rechtspersonen des Privatrechts  
- Rechts-, Fach- und Dienstaufsicht  
 
Allgemeines Verwaltungsrecht, Verwaltungshandeln, Verwaltungsprozessrecht  
- Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundes und der Länder  
--   Grundsätze des Verwaltungshandelns  
--   Förmliche und nichtförmliche Verwaltungsverfahren  
--   Abwägung und Ermessensausübung im Verwaltungsverfahren  
--   Auslegung von Rechtsnormen  
--   Amtshilfe  
- Verwaltungsvollstreckung  
- Verwaltungszustellungsverfahren  
- Verwaltungsgebühren  
- Verwaltungsgerichtsordnung in Grundzügen  
- Ordentliche und außerordentliche Rechtsbehelfe und Rechtsmittel  
 
Besonderes Verwaltungsrecht  
- Beamtenrecht  
- Disziplinarrecht  
- Personalvertretungsrecht  
- Ordnungswidrigkeitenrecht  
- Arbeitsschutzrecht in den Grundzügen  
- Datenschutzrecht in den Grundzügen  
- Sozialrecht in den Grundzügen  
- Steuerrecht in den Grundzügen  
- Gewerbe- und Berufsrecht in den Grundzügen  
- Polizeirecht in den Grundzügen  
 
Privatrecht und Zivilprozessrecht  
- Bürgerliches Gesetzbuch  
--   Allgemeiner Teil, Recht der Schuldverhältnisse und Sachenrecht in den Grundzügen  
--   Nachbarrecht  
- Handels- und Gesellschaftsrecht in den Grundzügen  
- Wettbewerbsrecht in den Grundzügen  
- Vergaberecht in den Grundzügen  
- Zivilprozessordnung in den Grundzügen  
--   Gerichte und Zuständigkeiten  
--   Verfahren bei den ordentlichen Gerichten  
--   Rechtsmittel  
 
Strafrecht  
- Strafgesetzbuch in den Grundzügen  
- Straftaten im Amt  
- Korruptionsprävention   
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Fach 2: Führungsaufgaben und Wirtschaftlichkeit  

Leitungskonzeptionen, -methoden und -techniken 
- Begriffe
- Methoden und Techniken der Leitung und Lenkung
--   Führungs- und Leitungskonzeptionen
--   Kybernetik/Regelkreis-Modell
--   Orientierung (Input/Output, Mitarbeiter, Prozess, Produkt, Kunde)
- Methoden und Techniken der Planung und Steuerung
--   Zielvereinbarung (Zielsetzung, Zielsysteme, Zielkonflikte)
--   Problemanalyse
--   Alternativensuche und -bewertung
--   Entscheidung
--   Kontrolle

Management der öffentlichen Verwaltung und etriebswirtschaftliche Steuerung 
- Begriffe
--   Verwaltung im sozialen System
--   Konzept „Bürokratie“
--   Funktion und Selbstverständnis
--   New Public Management
- Kalkulation
- Ressourcen
- Controlling (strategisch/operativ)
--   Ziele, Produkte, Leistungen
--   Kennzahlen
--   Berichtswesen
- Kosten-Leistungs-Rechnung
- Kaufmännische Buchführung
--   Gewinn und Verlustrechnung
--   Bilanz
--   Eingeführte Datenverarbeitungssysteme
- Qualitätsmanagement
- Projektmanagement
- Benchmarking
- Budgetierung

Personalführung 
- Führungsstile
- Grundkenntnisse der Menschenführung
--   Soziale Kompetenz
--   Individuum und Gruppen im Arbeitsprozess
--   Motivation
--   Anerkennung und Kritik
--   Kommunikation und Konfliktbehandlung
--   Belastungen und ihre Bewältigung
- Grundsätze der Zusammenarbeit mit Beschäftigten und deren Vertretung
- Personalbeurteilung
- Personalentwicklung
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- Arbeitsschutz und Gesundheitsmanagement
- Gleichstellung

Kommunikation 
- Rhetorik
- Gesprächsführung
- Moderation und Besprechungstechnik
- Präsentation und ihre Technik
- Öffentlichkeitsarbeit, Medienarbeit, Pressearbeit

Informationstechnik 
- Organisation beim Einsatz der Informationstechnik, Pflichtenheft
- Datensicherheit
- E-Government
- E-Vergabe
- Datenschutz
- Statistik

Organisation 
- Grundzüge der Organisationslehre
- Aufgaben, Organisation und Geschäftsbetrieb
- Geschäftsprozessoptimierung
- Interdisziplinäre Zusammenarbeit

Haushalts-, Rechnungs- und Kassenwesen des Bundes, der Länder und der Kommunen 
- esetzgebung zum Haushaltsrecht
- Haushaltsordnungen
- Haushaltsgesetze
- Grundlagen des Haushalts
--   Grundsätze/Begriffe (Entwurf, Plan, Gesetz, Vollzug, Prüfung)
--   Finanzplanung
--   Programmplanung
--   Verfahren und Regeln der Bewirtschaftung
--   Rechnungslegung
- Aufgaben der Rechnungshöfe und der Rechnungsprüfungsämter 

Volks- und betriebswirtschaftliche Untersuchungen 
- Grundbegriffe der Wirtschaftlichkeit
--   Grundsätze
--   Minimal-/Maximal-/Optimal-Prinzip
--   Rahmendaten und Datenrahmen
- Rechentechniken der Wirtschaftlichkeitsrechnung
--   Ausgabenrechnung, Kalkulation und Aufgabenwirtschaftlichkeit
--   Statische/ ynamische Rechenverfahren
--   Kapitalwertmethoden
- Verfahren der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
--   Gesamtwirtschaftliche und betriebswirtschaftliche Betrachtung
--   Monetäre/ ichtmonetäre Betrachtung
--   Kostenvergleichsrechnung
--   Investitionsrechnung
- Bewertungsverfahren für Unterhaltungs- und Betriebsaufgaben, Lebenszyklusbetrachtung 
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- Beschaffungsmaßnahmen, alternative Formen der Bedarfsdeckung
- Investitionsmaßnahmen
--   Kosten-Nutzen-Analysen
--   Nutzwertanalyse/Kostenwirksamkeitsanalyse
- Möglichkeiten und Grenzen der Verfahren

Fach 3: Kreislaufwirtschaft, Abfallbeseitigung und Bodenschutz  

Ziele und Grundsätze der Kreislaufwirtschaft  
- Abfallvermeidung und Ressourcenschonung
- Stoffliche und energetische Abfallverwertung
- Produktverantwortung

Abfallwirtschaftsplanung 
- Abfallarten
- Abfallaufkommen
- Abfallwirtschaftskonzepte und -bilanzen
- Abfallwirtschaftspläne/Abfallvermeidungsprogramm

Abfallbehandlung 
- Abfallsortierung, Kompostierung, Vergärung
- Mechanisch- iologische Abfallbehandlung
- Chemisch-physikalische Abfallbehandlung
- Thermische Abfallbehandlung 

Abfallbeseitigung 
- Bau und Betrieb von Deponien
- Deponietechnik
- Deponiesickerwasser und Deponiegas
- Stilllegung und Nachsorge von Deponien 

Überwachung der Abfallentsorgung 
- Andienungs- und Überlassungspflichten
- Entsorgungsnachweis- und Abfallbegleitscheinverfahren
- Notifizierung von Abfallverbringungen
- Nachweisbücher, Registerpflichten
- Betriebsprüfungen, Umweltinspektionen

Bodenschutz und Altlasten 
- Vorsorgender Bodenschutz
- Erkundung und Bewertung von altlastenverdächtigen Flächen
- Sicherung und Sanierung von kontaminierten Standorten
- Bodenbehandlung

Fach 4: Immissions  und Klimaschutz  

Zulassung und Überwachung genehmigungsbedürftiger Anlagen für folgende Bereiche 
- Energieerzeugung
- Steinbrüche
- Glasherstellung
- Eisen-, Temper- und Stahlgießereien
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- Oberflächenbehandlung von Metallen
- Herstellung von Basiskunststoffen
- Chlor-Alkali-Elektrolyse
- Papierherstellung
- Tierhaltung
- Lagerung gefährlicher Stoffe

Luftreinhaltung 
- Arten der Luftverschmutzung
- Messprogramme und -systeme
- Ermittlung und Bewertung von Gerüchen, Geruchsgutachten
- Emissionskataster
- Luftreinhaltepläne
- Aufstellung von Überwachungsprogrammen und pläne  

Abgasreinigung 
- Biologische Abgasreinigung
- Thermische und katalytische Abgasreinigung
- Abgasentschwefelungsanlagen
- Absorptions- und Adsorptionsverfahren
- Staubabscheidung

Lärm und Erschütterung 
- Ermittlung und Bewertung von Geräuschen, Lärmgutachten
- Lärmminderungsmaßnahmen
- Lärmminderungsplanung
- Erschütterungen (Grundlagen)

Klimaschutz 
- Klimaschutzziele
- Entwicklung der Treibhausgasemissionen
- Grundlagen des Emissionshandels
- Überwachung der Treibhausgasemissionen
- Technische Maßnahmen zur Reduzierung der Treibhausgase

Fach 5: Wasserwirtschaft und Gewässerschutz  

Grundlagen der Wasserwirtschaft  
- Wasserkreislauf (Niederschlag, Verdunstung, Abfluss, Versickerung, Grundwasser)
- Hydrologisches Messwesen
- Modellierung in der Wasserwirtschaft (z. B. NA-Modelle) 

Oberirdische Gewässer 
- Gewässertypen, Leitbilder, Lebensgemeinschaften
- Gewässergüte (Wasserqualität), Gewässerstrukturen
- Gewässerüberwachung (Monitoring)
- Gewässerunterhaltung, Gewässerausbau, Gewässerrenaturierung
- Überschwemmungsgebiete - Ermittlung und Festsetzung
- Maßnahmen in Überschwemmungsgebieten und Maßnahmen an Gewässern
- Ökologischer Hochwasserschutz
- Technischer Hochwasserschutz
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- Hochwasserrisikomanagement
- Hochwasserwarndienst

Gewässernutzungen 
- Entnahme und Einleitung
- Wasserkraftanlagen, Wehre, Querbauwerke, Talsperren
- Freizeit, Fischerei, Schifffahrt

Abwasserbeseitigung 
- Pflicht zur Abwasserbeseitigung
- Anforderungen an das Einleiten von Abwasser
- Bauwerke der Kanalisation
- Verfahren zur Abwasserbehandlung
- Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen
- Gewerbliches Abwasser, Indirekteinleitungen

Wasserversorgung 
- Trinkwassergewinnung / Aufbereitungstechnik
- Rohwasserüberwachung
- Trinkwasserbeschaffenheit
- Trinkwasserbedarf, -verbrauch
- Wasserschutzgebiete

Grundwasser 
- Grundwasserbeschaffenheit
- Grundwasserbeobachtung
- Grundwasserbewirtschaftung
- Grundwassersanierung

Rohrfernleitungen  
Wassergefährdende Stoffe  

Fach 6: Fachbezogene Rechts- und Verwaltungsvorschriften  

Allgemeines Umweltrecht  
- Internationale und upranationale Umweltschutzkonventionen (z. B. Aarhus-Konvention)
- Umweltschutzrichtlinien und -programme der Europäischen  (z. B.
Umweltinformationsrichtlinie)
- Gesetz zur Prüfung der Umweltverträglichkeit
- Umweltinformationsrecht
- Umwelthaftungsgesetz
- Strafgesetzbuch: Straftaten gegen die Umwelt 

Abfallrecht 
- Abfallrichtlinien und -verordnungen der 
- Abfallverbringungsgesetz
- Kreislaufwirtschaftsgesetz mit untergesetzlichem Regelwerk
- Landesabfallgesetze

Bodenschutzrecht 
- Bundesbodenschutzgesetz mit untergesetzlichem Regelwerk
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Immissionsschutzrecht 
- Immissionsschutzrechtliche Richtlinien der E  (z. B. Industrieemissionsrichtlinie)
- Bundesimmissionsschutzgesetz mit untergesetzlichem Regelwerk
- TA Luft, TA Lärm
- Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz 

Wasserrecht 
- EU-Wasserrahmenrichtlinie
- EU-Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie
- EU-Trinkwasser-Richtlinie
- Wasserhaushaltsgesetz mit untergesetzlichem Regelwerk
- Landeswassergesetze
- Abwasserabgabengesetze

Sonstige Umweltrechte  
Raumordnung, Landesplanung, Baurecht 
- Raumordnungsgesetz
- Landesplanungsgesetze
- Baugesetzbuch
- Baunutzungsverordnung
- Landesbauordnungen

Landschaftspflege und Naturschutzrecht 
- FFH-Richtlinie
- Bundesnaturschutzgesetz
- Landesnaturschutzgesetz

Chemikalienrecht, Gentechnik 
- EU-Verordnung zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer
Stoffe (REACH)
- Chemikaliengesetz, verbotsverordnung
- Gentechnikgesetz 
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